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Tätigkeiten von Bundestagsabgeordneten?
Beeinträchtigen Nebeneinkünfte die politischen

Felix Arnold, Björn Kauder und Niklas Potrafke

Im Juli 2007 hat das Bundesverfassungsgericht entschieden, dass Bundestagsabgeordnete Infor-

mationen zu ihren Nebentätigkeiten veröffentlichen müssen. In einer neuen Studie wurde unter-

sucht, ob Nebeneinkünfte die politische Tätigkeit von Bundestagsabgeordneten beeinträchtigen. 

Die Ergebnisse zeigen nicht, dass Nebeneinkünfte mit der Abwesenheit in namentlichen Abstim-

mungen und der Zahl der Reden im Parlament korrelieren. Es gibt jedoch eine negative Korrelation 

zwischen Nebeneinkünften und der Zahl der Wortbeiträge, Anfragen und Gruppeninitiativen. Die 

Ergebnisse einer Studie zu Italien können nicht bestätigt werden. Dies mag daran liegen, dass sich 

die Parteidisziplin, Institutionen und die politische Kultur in Deutschland und Italien unterscheiden.

Politiker können nicht nur vor oder nach 
ihrer politischen Karriere, sondern auch 
während der Ausübung eines politischen 
Mandats Tätigkeiten in der Privatwirt­
schaft nachgehen (Nebentätigkeiten). Bei­
spielsweise können Bundestagsabgeord­
nete ihre geschäftlichen Aktivitäten, die sie 
vor Beginn ihrer Bundestagstätigkeit auf­
genommen haben, fortführen. Ebenso 
können Politiker ihre Prominenz und ihre 
Netzwerke nutzen, um mit dem Halten 
von Reden Geld zu verdienen. Politiker 
müssen ihr Zeitbudget auf ihre politischen 
Verpflichtungen und auf ihre Nebentätig­
keiten aufteilen. Insofern könnten Abge­
ordnete durch Nebentätigkeiten ihren po­
litischen Verpflichtungen nicht mehr in vol­
lem Umfang nachkommen. Zu diesen Ver­
pflichtungen zählen u.a. die Teilnahme an 
Sitzungen des Bundestags oder von Aus­
schüssen, das Halten von Reden im Par­
lament oder auch Bürgersprechstunden.

Nebentätigkeiten und die Aktivität im 
Bundestag waren ein vieldiskutiertes The­
ma im Bundestagswahlkampf 2013. Peer 
Steinbrück (SPD) hatte beträchtliche Ne­
beneinkünfte durch das Halten von Re­
den auf Firmenveranstaltungen erzielt, so 
dass Beobachter mutmaßten, dass sol­
che Nebentätigkeiten die Arbeit im Parla­
ment beeinträchtigen könnten.

Im Jahr 2007 hat das Bundesverfas­
sungsgericht entschieden, dass Bundes­
tagsabgeordnete Angaben über ihre Ne­
bentätigkeiten veröffentlichen müssen. In 
einer neuen Studie haben wir deshalb un­
tersucht, ob Nebeneinkünfte mit höherer 
Abwesenheit und niedrigerer Aktivität von 
Bundestagsabgeordneten in der vergan­
genen Legislaturperiode (2009–2013) 
einhergingen (vgl. Arnold, Kauder und 
Potrafke 2014).

Verwandte Studien

Es steht zu erwarten, dass Nebentätig­
keiten von Abgeordneten deren Anwe­
senheit und Aktivität im Parlament beein­
flussen: Wenn Abgeordnete einer Neben­
tätigkeit nachgehen, haben sie weniger 
Zeit, sich parlamentarischen Aufgaben zu 
widmen (vgl. zu Nebentätigkeiten von Po­
litikern Geys und Mause 2013). Für Italien 
wurde gezeigt, dass hohe Nebeneinkünf­
te mit Abwesenheit im Parlament einher­
gehen. Bürger mit guten Verdienstmög­
lichkeiten treten jedoch mit höherer Wahr­
scheinlichkeit zur Wahl an, wenn sie Ne­
beneinkünfte erzielen dürfen (vgl. Gagliar­
ducci, Nannicini und Naticchioni 2010). 
Daher mag das Erlauben von Nebentä­
tigkeiten beeinflussen, wer für ein politi­
sches Amt kandidiert.

Insbesondere zwei Aspekte dürften die 
Qualität von Politikern beeinflussen: Un­
terschiede in den Opportunitätskosten 
dürften weniger talentierte Kandidaten 
mit höherer Wahrscheinlichkeit zur Wahl 
antreten lassen als talentierte Kandidaten 
(Selektionseffekt); zudem dürften höhere 
Gehälter Politiker zu höherer Leistung an­
regen (vgl. Besley 2004; Caselli und Mo­
relli 2004; Messner und Polborn 2004). 
In Italien haben höhere Entlohnungen 
besser gebildete Kandidaten hervorge­
bracht (vgl. Gagliarducci und Nannicini 
2013). In Finnland haben höhere Entloh­
nungen die Qualität von weiblichen Kan­
didaten, nicht jedoch von männlichen 
Kandidaten erhöht (vgl. Kotakorpi und 
Poutvaara 2011).

Wissenschaftler untersuchen, welche 
Faktoren die Anwesenheit und Aktivität 
von Abgeordneten beeinflussen. Für Ita­
lien wurde für Abgeordnete ohne politi­
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sche Erfahrung vor ihrem Eintritt ins Parlament gezeigt, 
dass sie Abstimmungen mit steigenden Nebenverdienst­
möglichkeiten weniger häufig beiwohnen. Für Abgeordne­
te mit politischer Erfahrung vor dem Eintritt ins Parlament 
wurde ein solcher Zusammenhang nicht gefunden (vgl. 
Fedele und Naticchioni 2013). Abgeordnete von Regie­
rungsparteien waren weniger häufig abwesend als Abge­
ordnete der Oppositionsparteien (vgl. Gagliarducci, Nan­
nicini und Naticchioni 2010; Galasso und Nannicini 2011). 
Über eine Mehrheitswahl ins Parlament gewählte Abge­
ordnete waren weniger häufig abwesend als Abgeordnete, 
die über eine Verhältniswahl gewählt wurden (vgl. Gagliar­
ducci, Nannicini und Naticchioni 2011). Abgeordnete, die 
ihr Mandat in umkämpften Wahlkreisen gewonnen haben, 
fehlten im Parlament weniger häufig, da die Parteien ihre 
besten Leute in die umkämpften Wahlkreise geschickt hat­
ten (vgl. Galasso und Nannicini 2011). Auch Bundestags­
abgeordnete, die ihr Mandat 2009 in einem umkämpften 
Wahlkreis gewonnen hatten, fehlten weniger häufig im Par­
lament (vgl. Bernecker 2014).1 Im Europäischen Parlament 
zeigte sich, dass steigende Einkünfte die Abwesenheit er­
höhten und die Zahl der Fragen senkten (vgl. Mocan und 
Altindag 2013). Fisman et al. (2013) fanden hingegen nicht 
heraus, dass Einkünfte die Anwesenheit im Europäischen 
Parlament beeinflussen; der legislative Output (z.B. schrift­
liche Stellungnahmen) erhöhte sich hingegen, wenn Abge­
ordnete parlamentarischen Sitzungen häufiger beiwohn­
ten. Es bleibt eine empirische Frage, inwieweit Nebenein­
künfte mit der Anwesenheit und Aktivität im Parlament kor­
relieren.

Institutioneller Hintergrund

Abwesenheit bei namentlichen Abstimmungen und die 
Aktivität im Bundestag

Es gibt zahlreiche Abstimmungsverfahren im Bundestag. 
Wir betrachten die namentlichen Abstimmungen, da sie 
Rückschlüsse auf das Abstimmungsverhalten eines jeden 
Abgeordneten zulassen. Zwischen dem Beginn der Legis­
laturperiode 2009 und deren Ende 2013 fanden 218 na­
mentliche Abstimmungen statt. Wir nutzen daher die Ab­
wesenheitsquote bei namentlichen Abstimmungen für je­
den Abgeordneten in jedem Jahr der Legislaturperiode.2 

 1	 Deutsche Abgeordnete, die ihr Mandat 2005 in einem umkämpften Wahl­
kreis gewonnen hatten, hatten niedrigere Nebeneinkünfte (vgl. Becker, 
Peichl und Rincke 2009). Weibliche Abgeordnete hatten weniger Neben­
tätigkeiten, insbesondere im Privatsektor (vgl. Geys und Mause 2014). 
Attraktive weibliche Abgeordnete hatten jedoch mehr Nebentätigkeiten 
(vgl. Geys 2014). Abgeordnete von CDU/CSU und FDP hatten mehr 
Nebentätigkeiten als Abgeordnete von linken Parteien (vgl. Mause 2009).

 2	 Der Bundestag veröffentlicht auch Informationen zu entschuldigten 
Abwesenheiten von Abgeordneten. Abgeordnete können sich jedoch 
ohne Grund entschuldigen. Wir können daher nicht zwischen Abwesen­
heiten mit und ohne guten Grund unterscheiden und berücksichtigen in 
der empirischen Analyse daher nicht den Unterschied zwischen ent­
schuldigten und unentschuldigten Abwesenheiten.

Des Weiteren verwenden wir vier Maße für die Aktivität im 
Parlament.3 Das erste Maß sind Reden (sowohl tatsächlich 
gehaltene Reden als auch zu Protokoll gegebene Reden). 
Abgeordnete legen die Zahl ihrer Reden gemeinsam mit ih­
ren Fraktionen, insbesondere der Fraktionsführung, fest. Wir 
gehen jedoch davon aus, dass der Wille eines Abgeordne­
ten, eine Rede zu halten, hoch korreliert ist mit der tatsäch­
lich gehaltenen Zahl an Reden. Da Abgeordnete ihre Reden 
alternativ auch zu Protokoll geben können, berücksichtigen 
wir auch diese Reden.

Als zweites Maß nutzen wir Wortbeiträge. Dies schließt 
Zwischenfragen, Erklärungen oder auch Erwiderungen mit 
ein. Wortbeiträge beschreiben alle Arten mündlicher Akti­
vitäten in Plenarsitzungen mit Ausnahme der vorformulier­
ten Reden. Wir gehen davon aus, dass Wortbeiträge den 
Einsatz eines Abgeordneten messen. Im Gegensatz zu Re­
den werden Wortbeiträge spontan während Debatten ein­
gebracht und lassen sich somit nur schwer durch Mitar­
beiter vorbereiten.

Als drittes Maß nutzen wir die Zahl der kleinen und großen 
Anfragen. Abgeordnete reichen Anfragen in schriftlicher 
Form ein. Sie dienen dem Zweck, Informationen von der 
Regierung zu erhalten. Das vierte Maß ist die Zahl der Grup­
peninitiativen, wie bspw. Gesetzentwürfe, verschiedene An­
träge und Berichterstattungen. Der individuelle Arbeitsein­
satz eines Abgeordneten an einer Anfrage oder Gruppen­
initiative ist schwierig abzubilden, da Abgeordnete häufig 
gemeinsam Anfragen und – per Definition – Gruppenanträ­
ge anfertigen.

Wir sind uns der Einschränkungen der einzelnen Variablen 
bewusst. Das gleichzeitige Nutzen aller vier Variablen ver­
mag diese Schwierigkeiten jedoch zu lindern und erlaubt 
somit, Schlussfolgerungen zu ziehen, wie Nebeneinkünfte 
und die Aktivität von Abgeordneten korrelieren.

Nebeneinkünfte von Bundestagsabgeordneten

Der Bundestag entschied im August 2005, dass Abgeord­
nete ihre Nebentätigkeiten und Nebeneinkünfte veröffentli­
chen müssen. Neun Abgeordnete riefen das Bundesverfas­
sungsgericht an, um die Verfassungsmäßigkeit des Gesetzes 
überprüfen zu lassen. Der Bundestagspräsident wartete auf 
die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts, bevor er 
die Nebeneinkünfte veröffentlichte. Das Bundesverfassungs­
gericht entschied im Juli 2007, dass die Abgeordneten ihre 
Nebentätigkeiten und Nebeneinkünfte veröffentlichen müs­
sen. Daher sind Abgeordnete nun verpflichtet, die Quellen 
und Beträge ihrer Nebeneinkünfte offenzulegen. Tabelle 1 
zeigt die acht Kategorien, in die die Abgeordneten ihre Ne­
bentätigkeiten einordnen müssen. Wir untersuchen nur die 

 3	 Die Daten zur Aktivität der Abgeordneten hat uns freundlicherweise die 
Wochenzeitung »Die Zeit« zur Verfügung gestellt.
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Kategorien 2 bis 5, da nur diese Kategorien 
einen (Zeit-)Konflikt zwischen Nebeneinkünf­
ten und der Anwesenheit bzw. Aktivität im 
Bundestag hervorrufen. Diese Kategorien be­
inhalten Einkünfte aus selbständigen und 
nicht selbständigen Tätigkeiten (wie bspw. 
Reden), Einkünfte aus Funktionen in Unter­
nehmen (wie bspw. Aufsichtsratsposten), 
Einkünfte aus Funktionen in Körperschaften 
und Anstalten des öffentlichen Rechts (wie 
bspw. Kreisräten oder der Kirche) und Ein­
künfte aus Funktionen in Vereinen, Verbän­
den und Stiftungen. Wir berücksichtigen nicht 
die Einkünfte aus Positionen in der Regierung 
oder einer Partei, da solche Einkünfte keine 
»Neben«-Einkünfte im eigentlichen Sinn sind. 
Die Abgeordneten haben ihre Nebeneinkünf­
te aus jeder einzelnen Aktivität in einer kodier­
ten Weise als monatliches oder jährliches Ein­
kommen offenzulegen. Einkünfte der Stufe 1 
beinhalten Nebeneinkünfte zwischen 1 000 
und 3 500 Euro, der Stufe 2 Nebeneinkünfte 
zwischen 3 500 und 7 000 Euro und der Stu­
fe 3 Nebeneinkünfte über 7 000 Euro. Die 
Veröffentlichungspflichten gelten auch für unbezahlte Aktivi­
täten und solche Aktivitäten, die mit weniger als 1 000 Euro 
entlohnt werden. In unserer empirischen Analyse nutzen wir 
die Untergrenzen der Einkommenskategorien: Stufe 1 sind 
Einkünfte von 1 000 Euro, Stufe 2 Einkünfte von 3 500 Euro 
und Stufe 3 Einkünfte von 7 000 Euro.

Da Nebeneinkünfte nicht messen, wie viel Zeit ein Abgeord­
neter zum Erzielen dieser Einkünfte investiert hat, dienen sie 
nur als Annäherung für die investierte Zeit.

Empirische Analyse

Deskriptive Statistiken

Abbildung 1 zeigt, dass Abgeordnete der SPD, Grünen 
und Linkspartei in der 17. Legislaturperiode häufiger fehl­
ten als Abgeordnete der CDU/CSU und FDP. Es ist davon 
auszugehen, dass Abgeordnete der CDU/CSU und FDP 
weniger Abstimmungen verpassten, da sie Regierungs­
verantwortung trugen und daher ihre Mehrheit im Parla­
ment sichern mussten (vgl. Gagliarducci, Nannicini und 
Naticchioni 2010; Galasso und Nannicini 2011). Die Ab­
geordneten von Oppositionsparteien hatten hingegen we­
niger Anreize, den Abstimmungen beizuwohnen, da sie 
sowieso keine Mehrheit im Bundestag erreichen konnten. 

Abgeordnete kleiner Parteien hielten häufiger Reden. Es ist 
denkbar, dass Abgeordnete kleiner Parteien mehr Reden 
hielten, um Aufmerksamkeit zu erzielen. Da die Redezeiten 

für die einzelnen Fraktionen jedoch proportional zur Größe 
der Fraktionen festgelegt sind, haben die Abgeordneten der 
kleinen Parteien mutmaßlich kürzere Reden gehalten. Ab­

 
Tab. 1 
Abgeordnete müssen ihre Nebentätigkeiten in acht Kategorien  
offenlegen 

Nr. Beschreibung Beispiel 

1 Berufliche Tätigkeit vor der Mitgliedschaft im 
Deutschen Bundestag Professor 

2 Selbständige oder nicht selbständige 
Tätigkeiten Rede 

3 Funktionen in Unternehmen Aufsichtsratsposten 

4 Funktionen in Körperschaften und Anstalten 
des öffentlichen Rechts Kirche 

5 Funktionen in Vereinen, Verbänden und 
Stiftungen 

Entwicklungshilfe-
organisation 

6 Vereinbarungen über künftige Tätigkeiten oder 
Vermögensvorteile 

Übernahme von 
Studiengebühren 

7 Beteiligungen an Kapital- oder 
Personengesellschaften Anwaltskanzlei 

8 Spenden – 

Nebeneinkünfte aus selbständigen oder nicht selbständigen Tätigkeiten 
werden offiziell als »Entgeltliche Tätigkeiten neben dem Mandat« 
bezeichnet. 

Quelle: Zusammenstellung der Autoren. 
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geordnete linker Parteien steuerten häufiger Wortbeiträge 
bei. Dieses Muster ist vermutlich in der Oppositionstätigkeit 
dieser Parteien begründet. Zudem stellten sie häufiger An­
fragen und haben mehr Gruppeninitiativen angefertigt.

Abbildung 2 zeigt, dass Nebeneinkünfte bei konservativen 
und liberalen Abgeordneten deutlich höher lagen als bei 
linken Abgeordneten. Während CDU/CSU-Abgeordnete im 
Schnitt mindestens 7 900 Euro pro Jahr hinzuverdienten, 
lag der Wert bei FDP-Abgeordneten bei 4 400 Euro. Die 
Werte der Abgeordneten der SPD (3 000 Euro), der Links­
partei (1 400 Euro) und der Grünen (300 Euro) lagen deut­
lich darunter. Für die Abgeordneten aller Parteien waren 
die Einkünfte aus »selbständigen und nicht selbständigen 
Tätigkeiten« (entsprechend der Kategorie 2 in Tab. 1) am 
bedeutendsten.4 Auch der Anteil der Abgeordneten mit 

 4	 Wenn wir nur Abgeordnete mit Nebeneinkünften betrachten, verdienten 
Abgeordnete von CDU/CSU im Schnitt mindestens 29 700 Euro, der FDP 
16 500 Euro, der SPD 26 100 Euro, der Linkspartei 11 100 Euro und der 
Grünen 7 600 Euro pro Jahr mit den Nebentätigkeiten. Wir haben die Infor­
mationen zu den Nebeneinkünften im August 2013 zusammengestellt.

Nebeneinkünften lag bei CDU/CSU und der 
FDP deutlich über dem Anteil der anderen 
Parteien (vgl. Abb. 3). Die Korrelations­
koeffizienten zeigen, dass, wie erwartet, die 
Nebeneinkünfte positiv mit der Abwesen­
heitsquote (Korrelationskoeffizient: 0,07) 
und negativ mit der Zahl der Reden (– 0,06), 
Wortbeiträge (– 0,08), Anfragen (– 0,10) und 
Gruppeninitiativen (– 0,12) korreliert sind.

Empirisches Vorgehen und Ergebnisse

Wir haben ein Panelmodell geschätzt, das 
den Einsatz des Abgeordneten auf die Ne­
beneinkünfte regressiert. Dabei ist der Ein­
satz des Abgeordneten alternativ gemessen 
durch den Anteil der nicht besuchten na­
mentlichen Abstimmungen (Abwesenheit), 
die Zahl der Reden im Parlament, die Zahl 
der Wortbeiträge, die Zahl der Anfragen und 
die Zahl der Gruppeninitiativen. Die Regres­
sion schließt fixe Effekte für die Abgeordne­
ten und Kalenderjahre ein. 

Das Panel beinhaltet die fünf Kalenderjahre 
von 2009 (September; Beginn der Legisla­
turperiode) bis 2013 (September; Ende der 
Legislaturperiode). Wir haben alle Abgeord­
neten der 17. Legislaturperiode berücksich­
tigt, und somit auch ausgeschiedene Ab­
geordnete und ihre Nachfolger. Unser Da­
tensatz beinhaltet 652 Abgeordnete und 
3 131 Beobachtungen.

Tabelle 2 zeigt die Ergebnisse. Wenn wir die 
Abwesenheitsquote als abhängige Variable 

nutzen, ist der Koeffizient der Nebeneinkünfte positiv, aber 
nicht statistisch signifikant. Wenn wir die Zahl der Reden als 
abhängige Variable nutzen, ist der Koeffizient der Nebenein­
künfte negativ, aber ebenfalls nicht statistisch signifikant. Zwi­
schen Nebeneinkünften und der Zahl der Wortbeiträge zeigt 
sich eine negative Korrelation (signifikant zum 10%-Niveau). 
Die Zahl der Wortbeiträge geht um 0,08 zurück, wenn die 
Nebeneinkünfte um eine Standardabweichung (17 140 Euro) 
steigen. Zwischen Nebeneinkünften und der Zahl der Anfra­
gen gibt es ebenfalls eine negative Korrelation (signifikant zum 
5%-Niveau). Die Zahl der Anfragen fällt um 0,68, wenn die 
Nebeneinkünfte um eine Standardabweichung steigen. Auch 
zwischen Nebeneinkünften und der Zahl der Gruppeninitia­
tiven zeigt sich eine negative Korrelation (signifikant zum 
1%-Niveau). Die Zahl der Gruppeninitiativen geht um 1,06 
zurück, wenn die Nebeneinkünfte um eine Standardabwei­
chung steigen.

Die Variablen für die Kalenderjahre zeigen, dass die Abwe­
senheitsquoten in den Jahren 2011, 2012 und 2013 höher 
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waren als im Jahr 2009 (Referenzkategorie). Für Reden, 
Wortbeiträge, Anfragen und Gruppeninitiativen lagen die 
Werte insbesondere in den Jahren 2010 bis 2012 höher als 
2009, da die Jahre 2010 bis 2012 die einzigen vollen Ka­
lenderjahre der Legislaturperiode waren.

Warum sind Nebeneinkünfte (negativ) korreliert mit der Zahl 
der Wortbeiträge, Anfragen und Gruppeninitiativen, aber 
nicht signifikant korreliert mit der Abwesenheitsquote und 
der Zahl der Reden? Es ist möglich, dass Abgeordnete mit 
Nebeneinkünften die Zeit reduzieren, die sie auf parlamen­
tarische Arbeit verwenden. Dabei könnten Abgeordnete mit 
Nebeneinkünften weniger wichtige und/oder weniger sicht­
bare Aktivitäten, wie bspw. Wortbeiträge, Anfragen und 
Gruppeninitiativen reduzieren. Die Abgeordneten vermeiden 
hingegen das Reduzieren von stärker sichtbaren Aktivitäten 
wie der Anwesenheit und der Zahl der Reden.

Wir haben auch Regressionen separat für die einzelnen 
Parteien durchgeführt. Für CDU/CSU, die FDP und die 
Grünen zeigen die Ergebnisse nicht, dass Nebeneinkünfte 
mit der Abwesenheit oder der Aktivität im Parlament kor­
reliert sind. Für die SPD zeigt sich eine signifikant negative 
Korrelation zwischen Nebeneinkünften und der Zahl der 
Wortbeiträge und ebenso zwischen Nebeneinkünften und 
der Zahl der Anfragen. Die Zahl der Wortbeiträge geht um 
0,11 zurück, und die Zahl der Anfragen geht um 0,61 zu­
rück, wenn die Nebeneinkünfte um eine Standardabwei­
chung steigen (18 315 Euro). Bei der Linkspartei zeigt sich 
eine signifikant positive Korrelation zwischen Nebenein­
künften und der Abwesenheitsquote und auch zwischen 
Nebeneinkünften und der Zahl der Reden. Die Abwesen­

heitsquote steigt um 0,03 und die Zahl der Reden um 0,71, 
wenn die Nebeneinkünfte um eine Standardabweichung 
steigen (4 284 Euro). Die Nebeneinkünfte erweisen sich 
nicht als statistisch signifikant, wenn wir die Gruppeniniti­
ativen der Abgeordneten der einzelnen Parteien als abhän­
gige Variable nutzen.5

Schlussfolgerungen

Wir haben untersucht, ob Nebeneinkünfte von Abgeordne­
ten mit höherer Abwesenheit und weniger Aktivität im Bun­
destag einhergingen. Verwendet haben wir Daten der 
17. Legislaturperiode des deutschen Bundestages (2009–
2013). Die Ergebnisse zeigen nicht, dass Nebeneinkünfte 
mit der Abwesenheit und der Zahl der Reden korrelieren. 
Nebeneinkünfte sind jedoch negativ mit der Zahl der Wort­
beiträge, Anfragen und Gruppeninitiativen korreliert.

Unsere Ergebnisse können eine Studie zu Italien nicht be­
stätigen, wo hohe Nebeneinkünfte von Abgeordneten mit 

 5	 Unsere Ergebnisse sind zurückhaltend zu interpretieren. Da wir Fixe-Ef­
fekte-Modelle nutzen, wird der Effekt der Nebeneinkünfte auf die Aktivität 
im Bundestag durch jene Abgeordneten identifiziert, deren Nebenein­
künfte über die einzelnen Jahre variieren. Über 75% der Abgeordneten 
haben keine Nebeneinkünfte. Viele der Abgeordneten mit Nebeneinkünf­
ten verdienen jedes Jahr denselben Betrag. Abgeordnete ohne Neben­
einkünfte oder mit konstanten Nebeneinkünften tragen nicht direkt zur 
Identifizierung des Effekts bei. Wenn wir parteispezifische Regressionen 
betrachten, werden sogar noch weniger Fälle betrachtet, und die Identi­
fizierung basiert nur auf einer Handvoll Abgeordneter. Die Variation in den 
von uns genutzten Daten ist daher klein. Aufgrund neuer und strengerer 
Veröffentlichungspflichten wird die Variation der veröffentlichten Neben­
einkünfte in der Legislaturperiode 2013–2017 vermutlich deutlich höher 
ausfallen.

 
Tab. 2 
Regressionsergebnisse. Fixe-Effekte-Modell mit heteroskedastizitätsrobusten Standardfehlern  
(Huber/White/sandwich-Standardfehler) 

 (1) (2) (3) (4) (5) 
 Abwesenheit Reden Wortbeiträge Anfragen Gruppeninitiativen 
Nebeneinkünfte (insgesamt) 0,009 – 0,537 – 0,467* – 3,944** – 6,177*** 
 (0,059) (1,125) (0,264) (1,564) (2,115) 
2010 0,006 6,253*** 2,348*** 16,378*** 22,255*** 
 (0,007) (0,202) (0,143) (1,116) (1,247) 
2011 0,013* 7,345*** 2,226*** 14,643*** 21,559*** 
 (0,008) (0,221) (0,133) (1,082) (1,039) 
2012 0,016** 7,532*** 2,179*** 14,422*** 20,885*** 
 (0,008) (0,236) (0,112) (1,063) (0,970) 
2013 0,023*** 5,448*** 1,280*** 6,123*** 11,198*** 
 (0,008) (0,207) (0,081) (0,506) (0,548) 
Beobachtungen 3.131 3.131 3.131 3.131 3.131 
Anzahl n 652 652 652 652 652 
R² within 0,00624 0,454 0,192 0,204 0,315 
R² between 0,00479 0,00400 0,00751 0,0143 0,0253 
R² overall 0,00331 0,225 0,0802 0,0611 0,125 
2010 bis 2013 sind fixe Effekte für die Kalenderjahre (Referenzkategorie: 2009). – Robuste Standardfehler in Klammern. – 
Robuste Standardfehler in Klammern. – *** p<0.01, ** p<0.05, * p<0. 

Quelle: Berechnungen der Autoren. 
 



ifo Schnelldienst 18/2014 – 67. Jahrgang – 25. September 2014

39Forschungsergebnisse

höherer Abwesenheit einhergingen. Zu den unterschiedli­
chen Ergebnissen für Italien und Deutschland sind drei Er­
klärungen naheliegend. 

Erstens unterscheiden sich die Strafen für Nichtteilnahmen 
an Abstimmungen. In Deutschland wird die Kostenpauscha­
le um bis zu 100 Euro pro verpasster namentlicher Abstim­
mung gekürzt (vgl. §14 Abgeordnetengesetz).6 In Italien gibt 
es solche Kürzungen nicht. Zudem ist das Grundgehalt in 
Italien höher (vgl. Mause 2014). Somit hingen die Einkünfte 
von italienischen Abgeordneten auch dann weniger von der 
Anwesenheit ab, wenn es Strafen für Abwesenheit gäbe. 
Vermutlich unterscheiden sich die Ergebnisse zwischen Ita­
lien und Deutschland, weil die Abgeordneten auf die gesetz­
ten Anreize reagieren.

Zweitens könnten Unterschiede in der Parteidisziplin das 
Verhalten der Abgeordneten beeinflussen. Zwar gilt die Par­
teidisziplin in Europa, insbesondere in Deutschland, als recht 
hoch, doch Italien stellt eine Ausnahme dar. So hat bspw. 
in der Periode 1996–2000 ein Viertel der Abgeordneten im 
italienischen Parlament mindestens einmal die Partei ge­
wechselt (vgl. Heller und Mershon 2008). Ein Mangel an 
Parteidisziplin vermag deshalb zu erklären, warum es eine 
negative Beziehung zwischen Nebeneinkünften und Anwe­
senheit in Italien gibt: Wenn sich Abgeordnete ihrer Partei 
gegenüber weniger stark verpflichtet fühlen, fehlen sie eher 
bei Sitzungen im Parlament und gehen Nebentätigkeiten 
nach. 

Drittens sind Deutschland und Italien durch unterschiedliche 
politische Kulturen charakterisiert, welche selbstverstärkend 
sein können (vgl. Beniers und Dur 2007; Hillman und Ur­
sprung 2000). Wenn die Teilnahme an namentlichen Abstim­
mungen in Deutschland als unentbehrlich gilt, in Italien je­
doch durch andere Aktivitäten substituiert werden kann, 
erscheinen unsere Ergebnisse plausibel. Unterschiede in der 
politischen Kultur könnten durch Sozialkapital, Vertrauen 
oder das Rechtssystem erklärt werden (vgl. Boix und Posner 
1998; Bjørnskov 2010).
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